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1 Grundlage des Rechts 

 
Lernziele 

Nach der Bearbeitung des Kapitels . . . 
• können Sie die Grundbegriffe und den Aufbau des Rechtssystems erläutern, 
• sind Sie in der Lage, die Funktionen des Rechts zu beschreiben, 
• können Sie verschiedene Rechtsquellen erläutern, 
• sind Sie in der Lage, das Privatrecht von öffentlichem Recht zu unterschei-

den, 
• können Sie den Aufbau und die Zuständigkeit der ordentlichen und der Son-

dergerichtsbarkeit beschreiben, 
• sind Sie in der Lage, den Ablauf des Verfahrens zur Bundesgesetzgebung zu 

erläutern, 
• können Sie die Organe der Bundesrepublik Deutschland und ihre Aufgaben 

beschreiben. 

 

 
 

Merke 
 

  
Hinweis 
In diesem Lehrbrief werden Hinweise auf Gesetzestexte gegeben. Zum besseren 
Verständnis der Inhalte und der Zusammenhänge dieses Lehrbriefs ist es unerläss-
lich, die genannten und relevanten Paragraphen in den jeweiligen Gesetzestexten 
nachzulesen. 
 
Die entsprechenden Gesetzestexte können beispielsweise auf der Homepage des 
Bundesministeriums der Justiz unter http://www.gesetze-im-internet.de oder auch 
in den jeweiligen Gesetzesveröffentlichungen selber eingesehen werden. 
 
Juristische Nomenklatur 
§ 175 II 3 Nr. 1 BGB = Paragraph 175, Absatz 2, Satz 3, Nummer 1 BGB 

 
 
1.1 Grundbegriffe – der Aufbau des Rechtssystems 

1.1.1 Notwendigkeit von Rechtsnormen 
Die Notwendigkeit von Rechtsnormen ist in der Entwicklungsgeschichte der Mensch-
heit stets ein zentrales Thema gewesen. Sobald sich die Menschheit vom Tauschhan-
del und dem Sippenverband zum Staatsverband umstrukturiert hatte, war die Not-
wendigkeit rechtlicher Regelung des Zusammenlebens erkannt und in entsprechender 
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Form durch mündliches oder geschriebenes Recht umgesetzt worden. Die Aufgabe 
des Rechts ist die Regelung des sozialen Zusammenlebens. Die moderne Industriege-
sellschaft benötigt eine Vielzahl von Rechtsvorschriften, um das Zusammenleben der 
einzelnen Rechtssubjekte (der juristische Fachausdruck für Rechtspersonen) über-
schaubar und entwirrbar zu gestalten. Bereits die scheinbar einfachen Fälle des tägli-
chen Lebens ergeben aus juristischer Sicht eine Vielzahl an Problemen, die in verschie-
dene Rechtsgebiete hineinspielen. 
 
Die Rechtswissenschaft benötigt zu ihrer Realisierung zahlreiche Hilfswissenschaften. 
Sie verzahnt sich in ihrer Systematik innerhalb einzelner Teilbereiche, die in das System 
der Rechtsgebiete hineinspielen und ohne deren Einbindung eine Funktionsfähigkeit 
der einzelnen Normen gar nicht gegeben wäre. 
 
 
1.1.2 Funktionen des Rechts 
Ordnungsfunktion 
Aufgrund von kulturellen und wirtschaftlichen Entwicklungen werden Grundregeln 
aufgestellt, die dafür sorgen sollen, dass durch Ge- und Verbote das gesellschaftliche 
Leben erst möglich wird. Außerdem werden Hinweise gegeben, wie in einem eventu-
ellen Streitfall die Ordnung wiederhergestellt werden kann (Jaschinski & Hey, 2004, 
S. 25). 
 

 
 

Beispiel 
 

  
Die Straßenverkehrsordnung (StVO) schreibt vor, dass innerhalb geschlossener Ort-
schaften nicht schneller als 50 km/h gefahren werden darf (§ 3 II StVO). Sobald die 
vorgegebene Geschwindigkeit überschritten wird, liegt eine Ordnungswidrigkeit 
nach § 49 I 3 StVO vor. Die Polizei hat daraufhin die Möglichkeit, ein Bußgeld zu 
erheben (§ 24 StVG (Straßenverkehrsgesetz)). 

 
Sicherheitsfunktion 
Ein Verstoß gegen bestehende Rechtsvorschriften zieht Zwangsmaßnahmen nach 
sich. Diese, durch staatliche Organe veranlassten Maßnahmen sollen den Rechtsfrie-
den wiederherstellen. Nur wenn ein Verstoß gegen die Regeln Konsequenzen hat, wird 
sichergestellt, dass sich eine Mehrzahl der Bürger an die Rechtsvorschriften halten. 
Der Einzelne kann sich in der Regel darauf verlassen, dass sich sein Gegenüber eben-
falls an die Vorschriften hält, da dieser ebenso darum weiß, dass er bei groben Verstö-
ßen zur Verantwortung gezogen wird (Jaschinski & Hey, 2004, 25 f.). 
 



Grundlage des Rechts 

BSA-Akademie • 15 rev.21.020.000 

 
 

Beispiel 
 

  
Dagmar Dieb arbeitet im bädereigenen Bistro als Servicekraft. Der Geschäftsführer 
hat Dagmar Dieb dabei ertappt, wie sie 100 Euro der Tageseinnahmen in die eigene 
Tasche steckte. Daraufhin erhält Frau Dieb die fristlose Kündigung sowie eine An-
zeige bei der Polizei. 

 
Ausgleichsfunktion 
Ein Verstoß gegen die bestehenden Regeln hat normalerweise die Folge, dass durch 
den Verstoß eine andere Person einen Schaden davonträgt. Die Ausgleichsfunktion 
stellt sicher, dass der Geschädigte vom Schädiger den zugefügten Schaden ersetzt be-
kommt (Jaschinski & Hey, 2004, S. 26). 
 

 
 

Beispiel 
 

  
Nachdem Dagmar Dieb von ihrer fristlosen Kündigung erfahren hat, steigt sie wut-
entbrannt in ihr Auto und macht sich auf den Heimweg. Völlig in Gedanken versun-
ken verursacht sie vor einer roten Ampel einen Auffahrunfall mit einem Schaden in 
Höhe von 4.000 Euro. Da Frau Dieb der Verursacher des Unfalls war, muss sie für 
den Schaden aufkommen und dem Geschädigten den Schaden ersetzen. 

 
 
1.1.3 Rechtsquellen 
Durch die Summe aller vorhandenen Rechtsnormen, die für eine Gemeinschaft gelten, 
entsteht die Rechtsordnung. Die vorhandenen Rechtsnormen lassen sich in folgende 
Kategorien einteilen:  
 
 
1.1.3.1 Verfassungsnormen – Grundgesetz (GG) 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (GG) ist die wichtigste und nach 
Art. 1 Abs. 2 Satz 1 GG und Art. 20 Abs. 3 GG für alle anderen Gesetzgebungsakte ver-
bindliche und damit diesen übergeordnete Rechtsquelle. 
 
Das Grundgesetz besteht aus den wichtigsten Regeln für den organisatorischen Auf-
bau des Staates und der Organe, durch die er handelt, wie beispielsweise Bestimmun-
gen über die Verteilung der Aufgaben und Zuständigkeiten zwischen Bund und Län-
dern, über die Abgrenzung der Kompetenzen zwischen Parlament, Regierung und Jus-
tizorganen, über die Finanzverfassung und über das Verfahren beim Erlass von Bun-
desgesetzen (Bähr, 2008, S. 8). 
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Der erste Abschnitt des Grundgesetzes reicht allerdings darüber hinaus. Er liefert die 
rechtliche Grundlage des nicht staatlichen Lebens (Degenhart, 2007, S. 5). In diesem 
ersten Abschnitt des Grundgesetzes sind wichtige allgemeine Rechtsprinzipien festge-
legt. Die Grundrechte (Art 1-19 GG) verleihen dem Bürger unantastbare bzw. beson-
ders geschützte Rechte gegenüber der Staatsgewalt. Sie definieren darüber hinaus ei-
nen Katalog höchster Wertnormen, der den Maßstab für die materielle Richtigkeit je-
des einzelnen Gesetzes, Gerichtsurteils oder Verwaltungsaktes darstellt. Zudem fun-
giert er auch als Grundlage für das Verhältnis zwischen den Bürgern und dem regeln-
den Zivilrechtssystem (Bähr, 2008, S. 8). Im Folgenden sind die Inhalte der Grund-
rechte grob zusammengefasst (Art1-19 GG): 
 
Art. 1 Schutz der Menschenwürde 
Art. 2 freie Entfaltung der Persönlichkeit, Freiheit der Person, Recht auf Le-

ben, Recht auf körperliche Unversehrtheit 
Art. 3 Gleichberechtigung 
Art. 4 Glaubens- und Gewissensfreiheit 
Art. 5 Meinungsfreiheit, Informationsfreiheit, Pressefreiheit, Freiheit der 

Kunst und der Wissenschaft 
Art. 6 Schutz von Ehe und Familie 
Art. 7 Recht auf Schulwahl, auf Erteilung und Teilnahme am Religionsunter-

richt, auf Errichtung von Privatschulen 
Art. 8 Versammlungsfreiheit 
Art. 9 Vereinigungsfreiheit 
Art. 10 Brief- und Postgeheimnis 
Art. 11 Freizügigkeit im Bundesgebiet 
Art. 12 Freiheit der Berufswahl, Verbot der Zwangsarbeit 
Art. 12 a Wehr- und Zivildienst 
Art. 13 Unverletzlichkeit der Wohnung 
Art. 14 Eigentumsrechte 
Art. 15 Vergesellschaftung, Gemeineigentum 
Art. 16 Verbot von Ausbürgerung und Auslieferung 
Art. 16 a Asylrecht 
Art. 17 Petitionsrecht 
Art. 18 Verwirkung bestimmter Grundrechte 
Art. 19 allgemeiner Geltungsbereich, Einschränkungen und Rechtsweggarantie 

 
 
1.1.3.2 Gesetze 
Gesetze sind von ihrer praktischen Bedeutung her die wichtigsten aller Rechtsquellen. 
Sie stellen schriftlich fixierte Rechtssätze zu einzelnen Regelungsmaterien dar (Bähr, 
2008, 8 f.). Gesetze sind die zentrale Handlungsform des Staates. Außerdem schaffen 
sie Rechtssicherheit für den Bürger (Degenhart, 2007, S. 50). Gesetze können je nach 
ihrem Geltungsbereich in Bundesgesetze, die für das gesamte Bundesgebiet gelten, 
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und Landesgesetze, die nur für das Territorium des einzelnen Bundeslandes gültig 
sind, unterschieden werden. Landesgesetze gibt es in den Bereichen der inneren Ver-
waltung und des Kommunalrechtes, im Schul- und Bildungswesen, im Gesundheitswe-
sen, für das Ordnungsrecht und für den, besonders für Führungskräfte in Bäderbetrie-
ben relevanten, Umweltschutz (Bähr, 2008, S. 9). Erlassen werden Gesetze vom Parla-
ment als Repräsentant des Volkswillens. Auf die Frage, wie Gesetze im Detail entste-
hen und wie sie erlassen werden, wird im Laufe dieses Lehrbriefes noch gesondert 
eingegangen.  
 
 
1.1.3.3 Untergesetzliche Rechtsquellen – Rechtsverordnung und Satzun-

gen 
Unter Rechtsverordnungen versteht man schriftliche Rechtsquellen, die im Rang unter 
den förmlichen Gesetzen rangieren. Das Parlament ist im Gegensatz zu den Gesetzen 
nicht mehr unmittelbar in die Formulierung der Rechtsvorschrift eingeschaltet. Erlas-
sen werden Rechtsverordnungen durch die Regierung, einzelne Minister oder diesen 
nachgelagerten Verwaltungsbehörden. Rechtsverordnungen regeln Einzelfragen bei 
der Durchführung von förmlichen Gesetzen, die dort selbst nicht behandelt werden. 
Beispiele für Rechtsverordnungen sind unter anderem die Straßenverkehrsordnung 
und die (Strafprozessordnung (StPO). 
 
Satzungen hingegen stellen eine Rechtsquelle eigener Art dar. Erlassen werden Sat-
zungen von mit Selbstverwaltungsbefugnissen belehnten Körperschaften und Anstal-
ten des öffentlichen Rechts zur Regelung des ihnen übertragenen Aufgabenkreises. 
Beispiele für Satzungen sind unter anderem Studien-, Gebühren,- und Prüfungsord-
nungen von Hochschulen, die Beitragssatzung einer Berufskammer, die Satzung der 
IHK etc. 
 
Rechtsverordnungen und Satzungen enthalten allgemein verbindliche Rechtssätze 
und haben materiell betrachtet die gleiche Funktion wie Gesetze. Aus diesem Grund 
müssen sie von Gerichten bei der Entscheidungsfindung genauso wie die übrigen 
Rechtsnormen betrachtet werden. Allerdings gelten sie nur innerhalb des sachlichen 
und örtlichen Zuständigkeitsbereichs der erlassenden Behörde bzw. Körperschaft 
(Bähr, 2008, S. 10).  
 
 
1.1.3.4 Gewohnheitsrecht 
Gewohnheitsrecht ist das Gegenteil von geschriebenem Gesetzesrecht. Unter Ge-
wohnheitsrecht versteht man Normen, die auch ohne schriftliche Fixierung in den vo-
rangegangenen beschriebenen Rechtsquellen als gültige Rechtsquelle anerkannt sind. 
Ihre Wirksamkeit als vom Staat anerkannte Rechtsquelle ergibt sich aus der Rechts-
überzeugung der Gemeinschaft bzw. der Bürger. Die Entwicklung der letzten Jahre 
geht jedoch dahin, dass immer mehr der im Gewohnheitsrecht verankerten Vorschrif-
ten in geschriebenes Recht überführt werden. Beispiele für Gewohnheitsrecht sind 
beispielsweise die Einzelheiten der Kreditsicherung durch Sicherungseigentum und 
des Eigentumsvorbehalts (Jaschinski & Hey, 2004, S. 28). Im Rahmen dieses Lehrbriefs 
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soll nicht näher auf das Gewohnheitsrecht eingegangen werden, da es in unserem mo-
dernen Gesetzesstaat immer weniger von Bedeutung ist. 
 
 
1.1.3.5 Richterrecht 
Da nicht alle Lebenssituationen durch das geschriebene Recht erfasst werden können, 
müssen Richter immer wieder über Sachverhalte urteilen, die nicht im Gesetz veran-
kert sind. So entstehen durch die Arbeit der Gerichte, also aus deren Urteilen, Ergän-
zungen zu den bisherigen Gesetzen („aktuelle Rechtsprechung“). Diese Ergänzungen 
haben nicht den Charakter einer Rechtsquelle. Vielmehr verstehen sie sich als Ausle-
gung bereits vorhandener Rechtsquellen (Bähr, 2008, 12 f.). Das sogenannte Richter-
recht ist ein wichtiges und in der Praxis stets beachtetes Hilfsmittel für die Anwendung 
des geltenden Rechts. Es erhält somit quasi Gesetzescharakter (Jaschinski & Hey, 
2004, S. 28).  
 
 
1.1.4 Rechtsgebiete 
Die grobe Einteilung der Rechtsgebiete in Deutschland hat ihren Ursprung im römi-
schen Recht. Dort wurde nach den Interessen des Staates und den Interessen der Pri-
vatperson differenziert. Die Unterscheidung zwischen öffentlichem und privatem 
Recht wird heute allgemein danach vorgenommen, ob bei der Rechtsbeziehung das 
eine Rechtssubjekt dem anderen übergeordnet ist. In diesem Fall liegt in der Regel 
öffentliches Recht vor. Sind die Rechtssubjekte gleichgestellt, ist die Grundlage das 
Privatrecht. Rechtssubjekte sind in diesem Fall die Personen, Firmen, Organisationen, 
Staatsstellen etc., die in rechtlichen Beziehungen zueinander stehen. 
 
 
1.1.4.1 Privatrecht 
 

 
 

Definition - Privatrecht 
 

  
Das Privatrecht regelt Rechtsbeziehungen von Personen untereinander, dabei sind 
die Rechtssubjekte gleichgestellt. 

 

 
 

Beispiel 
 

  
Herr Mayer kauft bei einem Autohändler ein Neufahrzeug. Dadurch kommen auf 
den Käufer wie auch auf den Verkäufer aus dem Kaufvertrag gleichrangige Rechte 
und Pflichten zu. 

 




